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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 28/11 B 
 
L 2 R 625/07 (Thüringer LSG) 
S 3 R 452/05 (SG Nordhausen) 
 
 
 
…………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………….. , 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Juli 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,  die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 24. Februar 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.2.2011 hat das Thüringer LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeit vom 1.9.1974 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersver-

sorgung der technischen Intelligenz (AVItech) einschließlich der dabei erzielten Arbeitsentgelte 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden sinngemäß Verfahrensmängel geltend 

gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). Soweit der Kläger zur inhaltlichen Darstellung auf die erstinstanzliche Ent-

scheidung, die Schriftsätze vom 13./14.9.2010 und auf seinen übrigen Sachvortrag im Klage- 

und Berufungsverfahren global verweist, verkennt er, dass solche Bezugnahmen den Dar-

legungserfordernissen nicht gerecht werden. Erst recht ist das BSG grundsätzlich nicht dazu 

berufen, an Stelle der Tatsachengerichte den Sachverhalt selbst zu ermitteln und hierzu 

benannte Zeugen zu vernehmen oder Listen und Fotografien in Augenschein zu nehmen.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 
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Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger macht geltend, das Berufungsgericht sei entscheidungserheblichen Beweisantritten 

nicht nachgekommen und habe dadurch sein Recht auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von 

§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG verletzt. Ein solcher Gehörsverstoß liegt ua vor, wenn das LSG 

seine Pflicht verletzt, das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und zu erwägen 

(sog Erwägensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 

mwN) oder sein Urteil auf Tatsachen oder Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die 

Beteiligten nicht äußern konnten (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 Abs 2 SGG; 

vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 

2008, § 62 RdNr 8a, 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden 

Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu 

bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und 

inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). 

Darüber hinaus setzt die Gehörsrüge voraus, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits 

alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen (Senatsbeschluss vom 

14.4.2009 - B 5 R 206/08 B - NJW 2010, 1229; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch 

BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6).  

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Sie versäumt es bereits, 

Fundstelle und Wortlaut eines prozessordnungskonformen Beweisantrags - im hier maßgeb-

lichen Sinn der ZPO - wiederzugeben und darzulegen, der im Berufungsverfahren rechtskundig 

vertretene Kläger habe einen solchen Antrag wiederholt, als er sich mit einer Entscheidung 

durch Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärte (stRspr BSG, vgl SozR 3-1500 

§ 160 Nr 31 mwN). Dies war hier schon deshalb erforderlich, um aufzuzeigen, dass der Kläger 

im Berufungsverfahren vergeblich versucht hat, sich hinsichtlich der weiteren Sachaufklärung in 

einer prozessordnungsgemäßen Weise Gehör zu verschaffen (vgl zB BSGE 68, 205, 210 

= SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6; BSG SozR 4-1200 § 33a Nr 2 RdNr 12; BSG SozR 3-1500 

§ 160 Nr 22 S 35; BSG Beschluss vom 26.8.2004 - B 13 RJ 203/03 B - Juris RdNr 8 f; s auch 

BVerfGE 74, 220, 225 sowie BVerfG <Kammer> vom 18.8.2010 - 1 BvR 3268/07 - Juris 

RdNr 28 ff) und andererseits geboten, um die besonderen Voraussetzungen der Sachauf-

klärungsrüge zu erfüllen (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 iVm § 103 SGG), die auch im Rahmen der 

Gehörsrüge nicht umgangen werden dürfen (BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 12 RdNr 7).  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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